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Bundesgesetz, mit dem das Digitalsteuergesetz 2020 erlassen und das Umsatzsteuergesetz 
1994 geändert wird sowie einer Sorgfaltspflichten-Umsatzsteuerverordnung; Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat beschlossen, mit Wirksamkeit 1. Jänner 2020, eine Digitalsteuer auf On­ 
line-Werbeumsätze als nationale Einzelmaßnahme einzuführen, da vorläufig keine gemeinsame 
EU-Position gefunden werden konnte. Große Onlinewerbeleister mit einem Umsatz von zumin­ 
dest weltweit€ 750 Millionen, davon zumindest€ 25 Millionen Inlandsumsatz, müssen in Zukunft 
eine Abgabe von 5 % auf das Entgelt für Online-Werbeleistungen, welche mit einer österreichi­ 
schen IP-Adresse abrufbar sind, abführen. 

Die grundsätzliche Zielsetzung große, weltweit agierende Onlinewerbeleister wie Facebook und 
Google mit ihrer Geschäftstätigkeit in Österreich stärker in die Steuerpflicht zu nehmen, ist 
nachvollziehbar und würde auch der Steuergerechtigkeit entsprechen. Allerdings wird die nun 
vorgeschlagene Digitalsteuer diesem Anspruch nicht gerecht. 

Die Digitalsteuer entspricht im Wesentlichen der bestehenden Werbeabgabe, nur der Besteue­ 
rungsgegenstand wird auf den Online-Bereich ausgeweitet. In diesem Zusammenhang sei erin­ 
nert, dass die Wirtschaftskammer Österreich - vor allem der Fachverband Werbung und Markt­ 
kommunikation - seit langem die generelle Abschaffung der Werbeabgabe fordert. Die vorige 
Bundesregierung hat in ihrem Arbeitsprogramm (2017 /2018 vom Jänner 2017) ebenfalls eine Ein­ 
führung einer Online-Werbeabgabe angedacht. Damals wurde diese aber noch zumindest als auf­ 
kommensneutral vorgesehen (mit einer voraussichtlichen Senkung auf rund 3 %). Der vorliegende 
Entwurf sieht nun nicht einmal eine entsprechende Aufkommensneutralität vor. 

Das spezielle Problem der geplanten Digitalsteuer ist, dass zwar weltweit agierende Onlinewer­ 
beleister Abgabenschuldner sind, dass aufgrund der großen Marktmacht dieser Unternehmen die 
Steuer aber vollständig auf den Auftraggeber der Werbeleistungen überwälzt werden wird. Abga­ 
benschuldner und Steuerträger werden sich bei dieser Abgabe also nicht entsprechen. Letztlich 
wird die Abgabe von den inländischen Auftraggebern der Werbeleistungen übernommen und von 
diesen wiederum an ihre Kunden weiterüberwälzt werden. Es ist äußerst bedenklich, dass auf 
diese zu erwartende Steuerinzidenz in der ,,Wirkungsorientierten Folgenabschätzung" nicht 
eingegangen wird. 
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Wir sind der Ansicht, dass das Ziel der Steuergerechtigkeit und Belastungsgleichheit in diesem 
Bereich - entsprechend unserer jahrelangen Forderung - durch die ersatzlose Abschaffung der 
bisher bestehenden Werbeabgabe für alle Marktteilnehmer effektiver erreicht werden kann und 
lehnen daher die 11Digitalsteuer" in der vorgeschlagenen Form ab. 

Echte steuerliche Belastungsgleichheit und Wettbewerbsgerechtigkeit zwischen ausländischen 
Online-Großkonzernen und heimischen Gewerbetreibenden (insbesondere auch im Handel) wird 
nur durch eine konsequente Gewinnbesteuerung sämtlicher in Österreich erwirtschafteter Ge­ 
winne verwirklichbar sein. Eine solche ,,Digitalsteuer", die diesen Namen tatsächlich verdienen 
würde, verlangt nach einem innerstaatlichen Anknüpfungspunkt (,,digitale Betriebsstätte" aus­ 
ländischer Online-Großkonzerne). Außerdem müsste eine solche Steuer von vielen Staaten mitge­ 
tragen werden. Bisher konnte allerdings noch keine Einigung in internationalen Gremien über ein 
entsprechendes Konzept erzielt werden. 

Die gescheiterte Verhandlung über eine weit weniger weitreichende Online-Werbeabgabe auf 
EU-Ebene im März 2019 zwingt realistischerweise zu dem Schluss, dass auch im Zusammenhang 
mit einer solchen tatsächlichen Digitalsteuer in näherer Zukunft mit keinem Konsens auf EU­ 
oder OECD-Ebene zu rechnen ist. Es ist daher überlegenswert, ob nicht in Summe einzelstaatli­ 
che Umsetzungsmaßnahmen zielführend sein könnten. 

Als nationale Diskussionsgrundlage eignet sich der noch nicht umgesetzte Vorschlag der Europäi­ 
schen Kommission für eine ,,Richtlinie des Rates zur Festlegung von Vorschriften für die Unter­ 
nehmensbesteuerung einer signifikanten digitalen Präsenz (COM(2018) 147 final)". 

Allenfalls sollte im Wege völkerrechtlicher Vereinbarungen und durch wechselseitige Anpassun­ 
gen von Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Staaten, die dem Vorschlag der Europäischen 
Kommission positiv gegenüberstehen, die internationale Durchsetzung der Unternehmensbesteu­ 
erung ,,signifikanter digitaler Präsenzen" iSd Art 4 des Vorschlags angestoßen werden. Der 
dadurch entstehenden Dynamik werden sich auch zögernde Staaten mittelfristig nicht verschlie­ 
ßen können. 

Die Ausdehnung der Einfuhrumsatzsteuer auf Pakete aus Drittländern mit einem Wert unter 22 
Euro wird ausdrücklich begrüßt. Die bisher in Geltung stehende Wertgrenze sollte allerdings be­ 
reits vor dem angedachten 1.1.2021 fallen. 

Freundliche Grüße 

WIRTSCHAFTSKAMMER TIROL 

Christoph Walser 
Präsident 

Magi n Geiger-Anker 
Direktorin 




